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Haftungsfallen des CovinsAG

Den Überblick behalten



COVInsAG

Durch das CovinsAG wurde das gesamtwirtschaftliche Umfeld in Deutschland massiv umgestaltet indem zahlreiche Hilfsprogramme aufgelegt wurden. 
Hierzu zählen unter anderem Überbrückungshilfen, Möglichkeit steuerlicher Verlustrückträge, Steuerstundungen aber auch die Möglichkeit von KuG und 
die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht, welches am 01.März 2020 inkraft getreten ist und zuletzt am 01.10.2020 geändert wurde. 

§ 1 Aussetzung der Insolvenzantragspflicht

(1) Die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags nach § 15a der Insolvenzordnung und nach § 42 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist bis zum 30. September 2020 
ausgesetzt. Dies gilt nicht, wenn die Insolvenzreife nicht auf den Folgen der Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus (COVID-19-Pandemie) beruht oder wenn keine Aussichten 
darauf bestehen, eine bestehende Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen. War der Schuldner am 31. Dezember 2019 nicht zahlungsunfähig, wird vermutet, dass die Insolvenzreife 
auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie beruht und Aussichten darauf bestehen, eine bestehende Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen. Ist der Schuldner eine natürliche 
Person, so ist § 290 Absatz 1 Nummer 4 der Insolvenzordnung mit der Maßgabe anzuwenden, dass auf die Verzögerung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens im Zeitraum 
zwischen dem 1. März 2020 und dem 30. September 2020 keine Versagung der Restschuldbefreiung gestützt werden kann. Die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.

(2) Vom 1. Oktober 2020 bis zum 31. Dezember 2020 ist allein die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags wegen Überschuldung nach Maßgabe des Absatzes 1 ausgesetzt.

(3) Vom 1. Januar 2021 bis zum 30. April 2021 ist die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags nach Maßgabe des Absatzes 1 für die Geschäftsleiter solcher Schuldner 
ausgesetzt, die im Zeitraum vom 1. November 2020 bis zum 28. Februar 2021 einen Antrag auf die Gewährung finanzieller Hilfeleistungen im Rahmen staatlicher 
Hilfsprogramme zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie gestellt haben. War eine Antragstellung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen innerhalb des 
Zeitraums nicht möglich, gilt Satz 1 auch für Schuldner, die nach den Bedingungen des staatlichen Hilfsprogramms in den Kreis der Antragsberechtigten fallen. Die Sätze 1 
und 2 gelten nicht, wenn offensichtlich keine Aussicht auf Erlangung der Hilfeleistung besteht oder die erlangbare Hilfeleistung für die Beseitigung der Insolvenzreife 
unzureichend ist.



Staat hat Unternehmensfinanzen massiv gestützt

• Im Schnitt machen Firmen schon  
wieder mehr Gewinn als vor der  
Pandemie. Aber es bestehen  
erhebliche sektoral Unterschiede.

• Konjunkturerholung treibt Umsätze  
und Kurzarbeitergeld entlastete  
Firmen bei den Kosten.

• Stark unter der Pandemie/Lockdown  
leidende Firmen profitieren durch  
November- & Dezemberhilfen etc.

• Unternehmensfinanzen litten, aber  
hohe EK-Mittel vor der Krise und  
staatliche Hilfen haben Schlimmeres  
verhindert.
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Staat hat Insolvenzen künstlich unterdrückt

• Aussetzung der Insolvenzantrags-
pflicht und staatliche Hilfspakete  
senkten Unternehmensinsolvenzen  
2020 um über 15%.

• Gewisse Aufholbewegung zeichnet  
sich Anfang 2021 ab, aber Welle von  
Insolvenzen blieb bislang aus.

• Konjunkturaufschwung und weitere  
Lockerungen stehen in den  
kommenden Monaten auslaufenden  
staatlichen Stützungsmaßnahmen  
entgegen.
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Hohe Unsicherheit, aber es wird wohl eher ein „Insolvenzwellchen“

• Insolvenzen werden 2021/22 stark  
ansteigen, aber Umfang der Welle ist  
unsicher mit einer beträchtlichen  
Bandbreite an Prognosen (17.000 bis  
über 35.000).

• Schneller und stärker als erwarteter  
Aufschwung dürfte kurzfristig den  
Anstieg dämpfen.

• Virusvarianten, eine vierte Infektions-
welle und eine zu schnelle Rück-
nahme der Hilfspakete sind kurzfristige  
Risiken.

• Strukturelle Nachfrageänderungen  
(mehr Home Office und E-Autos,  
weniger Fernreisen und Restaurant-
besuche…) bestimmen den Ausblick  
auf die nächsten Jahre.
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Als Folge 

- unterliegen Zahlungen durch das Unternehmen an Dritte, insbesondere Vermieter, Leasinggeber, Lieferanten im Anwendungsbereich des COVInsAG nicht der  
Anfechtung (§ 2,I Nr.4 COVInsAG)

- gelten im Aussetzungszeitraum gewährte Neukredite hinsichtlich der Rückgewährung bis zum 30.09.2023 als nicht gläubigerbenachteiligend und unterliegen damit nicht 
der Anfechtung (§ 2,I Nr. 2 COVInsAG)

- gilt dies auch für die Rückgewähr von Gesellschafterdarlehen (kann aus dem Zusammenhang nur für  im Aussetzungszeitraum gewährte Darlehen gelten, im Gesetz aber 
nicht ausdrücklich so benannt), nicht jedoch für die Besicherung von Gesellschafterdarlehen. Der Nachrang solcher Forderungen (§ 39 InsO) wird beseitigt.

- werden eventuell geleistete Zahlungen an Dritte nach eingetretener Insolvenzreife im Aussetzungszeitraum als Zahlungen im ordentlichen Geschäftsgang fingiert soweit 
diese der Aufrechterhaltung oder Wiederaufnahme des Geschäftsbetriebs oder der Umsetzung eines Sanierungskonzeptes dienen. Damit unterfallen solche Zahlungen 
nicht der Haftung des Geschäftsführers nach dem ehemaligen § 64 S.1 GmbHG (nun § 15b InsO) und § 93,II AktG, aber können weiterhin der deliktischen Haftung nach 
§ 823,II iVm §§ 263, 265a StGB (z.Bsp. Eingehungsbetrug) unterliegen.

- reduziert sich der geforderte Prognosezeitraum von 12 Monaten (Fortführungswahrscheinlichkeit)  für die Überschuldungsprüfung nach § 19,II S.1 InsO zwischen dem 
01.01.2021 und dem 31.12.2021 auf 4 Monate.   

Aber:

Diese Priviliegierungen sind nur auf den Anwendungsbereich des COVInsAg beschränkt, d.h. die Voraussetzungen des § 1 
COVInsAg müssen vorliegen



Priviliegierung entfällt daher wenn:

- die im Aussetzungszeitraum eingetretene Insolvenzreife nicht auf den Folgen des Pandemie beruht oder keine Aussicht auf Beseitigung der 
Zahlungsunfähigkeit (und damit negative Fortführungsprognose) besteht.

- im Zeitraum vom 01.10.2020 – 31.12. 2020 die Zahlungsunfähigkeit eingetreten ist (Aussetzung nur noch bei Überschuldung, § 1,II COVInsAG)
- vom 01.01.2021 – 30.04.2021 eine Insolvenzantragspflicht entstanden ist und kein Antrag auf Gewährung staatlicher Hilfeleistungen im Rahmen der 

pandemiebedingten Hilfsprogramme  im Zeitraum 1.11.2020 – 28.02.2021 gestellt wurde oder in Ausnahmefällen zumindest die Antragsberechtigung vorlag 

Daher war und ist zur Absicherung der handelnden Organe und der beteiligten Vertragspartner  notwendig:

- Umfangreiche und transparente Dokumentation der Liquiditätslage (durchgängige Liquiditätsprognose – ggfs. wöchentlich) und Dokumentation dass 
eine Insolvenzantragspflicht vor dem 31.12.2019 nicht ! bestand.

- Umfangreiche und transparente Dokumentation dass eine Zahlungsunfähigkeit nach dem 30.09.2021 nicht oder nicht mehr bestand und auch zeitnah 
danach nicht wieder eintreten würde und dies auch prognostiziert wurde

- Überschuldungstatbestände ab dem 01.10.2020 nicht eingetreten sind 

- Anträge auf staatliche Hilfsprogramme im Zuge der Pandemie gestellt wurden

Dies ist anhand der bekannten Werkzeuge der integrierten Unternehmensplanung mit insolvenzrechtlichen (nicht handelsrechtlichen) Überschuldungsstati
und fortgeführten Liquiditätplanungen zu dokumentieren



Die Konsequenzen sind weitreichend:

I. Geschäftsleitungsorgane

Der Haftung für Zahlungen nach eingetretener Insolvenzreife wird nicht ausgesetzt, d.h. die Vermutung für priviliegierte Zahlungen entfällt. Dies bedeutet, 
dass das Geschäftsleitungsorgan für solche Zahlungen nach Insolvenzreife nach allgemeinen Grundsätzen haftet und diese Zahlungen ggfs. an die 
Insolvenzmasse persönlich zu bedienen hat.

Strafbarkeiten wegen Insolvenzverschleppung und Bankrottdelikten im vollen Umfang bestehen 

II. Kreditgeber und andere Vertragspartner sowie Gesellschafter

Anfechtungen durch den Insolvenzverwalter wieder nach insolvenzrechtlichen Grundsätzen unbeschränkt möglich sind, d.h. eventuell gegebene Kredite 
und Sicherheiten dem Zugriff des Insolvenzverwalters unterliegen 

III.    Berater

Eine Beihilfe oder Anstiftung  zur Insolvenzverschleppung mit entsprechenden zivil- und strafrechtlichen Konsequenzen wird möglich soweit der Berater 
die handelnden Personen nicht oder unzutreffend über die Situation aufgeklärt hat bzw. sogar eine Insolvenzantragspflicht geprüft und diese, ggfs. 
aufgrund der Ansicht dass die Voraussetzungen des COVInsAG vorlägen, verneint hat. 


